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I. Aufgrund von § 10 Baugesetzbuch (BauGB) und § 73 
der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in 
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung Baden-Württem¬ 
berg (GO)/ hat der Gemeinderat der Stadt ÖSTRINGEN 
am . .■ , den Bebauungsplan 

Z ü L Ä S S Änderung und Erweiterung 

als Satzung beschlossen, 
-a 

■9 ■* •••9 9 -t 
'•9 

Ö O >4 ^ •:9 •:'» 

§ 1 Bestandteile 

Bestandteile des Bebauungsplanes sind : 
;s s -i 
i ■■} 

' -.3 -i -4 

1. Der Bebauungsplan - Planzeichnung (M 1*1 | 5{ 
mit Eintragung von Art und Maß der baulichen und 
sonstigen Nutzung, der Baugrenzen und der Ver¬ 
kehrsflächen. 

2. Die schriftlichen Festsetzungen des Teils II. 
Dem Bebauungsplan ist entsprechend § 9 (8) BauGB 
eine Begründung beigefügt, die jedoch nicht Be¬ 
standteil ist. 
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§ 2 Ordnungswidrigkeit 

Ordnungswidrig im Sinne von § 74 rpo 
den aufgrund von 5 9 c handelt, wer 
5 73 LBO 3,trofLL ''erbindung n,it 

planes zuuiderhandelt/^ des Bebauungs- 

S 3 Inkrafttret en 

rens nach § n (3, Tn "Kraft'" »n^argererfadj-- 

4 Änderung des Bebauungsplanes Zula(3 

tigkeit, soweit sie im Gelf ' ihre Gül- 
bauungsplanes liegen ‘"'^Sshereich dieses Be- 
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STADT OSTRINGEN 
BEBAUUNGSPLAN ZULASS 
ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG 

M 1 : 500 
r 

ZEICHENERKLÄRUNG 

Gehweg 
Fahrbahn 

Grenze des Plar'ungsgebietes 

Gewässer 

Bcugebietsnurr. rr er 

Pflanzgebot Art de' Nutzü''g 
Grund'lQCh er zcn: 

.GE i 111 

Iae ! iT 

Geschoffzohl 
Ge schon flachen za hl 

Neue Grundstucksgrenze 

Baugt enze 

U terzone 

öffentliche Grünfläche / Uferstre'fen 

W'rt scha*tswec 

Änderung BP Z u l a s s 

Auf stcllungs bc Schluß (§2(1) BauGB 1 

Der Oemeinäerat . ot 4)C Aufstellung <es •*bouungsplane, om beschloesen 

Der Beschluß wurde om . ortsüblich Pekonntgcmccht 

Bürgerbeteiligung (§3(1) Bau GB ) 

Die Unterrichtung und Erörterung hot stattgefunden durtA .J/j ~. 

s leg« I M Ueureehnet 

I 11 «9»i u Uetruehri t1 ) 

Billigung des Gemeinderates 

Der Gemeinderat hat den Bebauungspion - Entwurf om ^ gebilligt 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§4 BauGB ) 

Die Troger offcr^tlichcr Betor^ge wurden am ?■ I u Zur Stellungnohme oufgefordert 

Auslegung (§3(2) BauGB) 

Der Bebouungsplon - Entwurf wurde vom, 4'- bis •9'^_.öffentlich ausgelegt 

Die Auslegung wurde am ortsüblich bekanntgertiacht 

Satzungsbeschluß (§10 BauGB ) 

Der Gemeinderat hot den Bebauungsplan am als Sot^ung beschlossen 

-M ) 

,i?ii. ,, i, niers,- ht.M ) 

r 

.den /. ^ 

Anzeige (§11(1) BauGB) 

Der Bebauungsplan wurde dem Landratsamt Karlsruhe am_ 

Inkrafttreten (§ 12 BauGB ) 

Mit der Bekanntmachung der Durchführung des Anzeigeverfahrens -.m, 

trot der Bebauungsplan m Kraft 

.angeze gt 

Au s gef e rti gt 

Ost r I ngen , den 

rte'schr if t 

tr 

gel . rlersch-il* 

IS'fgei u u'ntc'sc'' M I 

Bürgermeister 

Diese ist die authentische Fertigung der Änderung^/'’ ^ 

und Ergänzung des Bebauungsplanes "Zulaß", di« danr:,^ 

Aufstellung«verfahren zugrunde lag und vom Gemeir»-'"'' 

rat der Stadt Östringen an 16.06.1993 als Satzung 

Jseschlossen wurde. 

Die Rechtmäßigkeit des Verfahrens ist durch das 

Landratsamt Karlsruhe mit Schreiben vom 11.07.1994 

bestätigt worden. 

Die Änderung und Ergänzung ist mit ihrer Bekannt¬ 

machung am 29.07.1994 in Kraft getreten. 

^usgefertigt am 01.08.1994 

Stadt Ostringen 17 6 92 101/ 92 

Anlage 3 Plan Nr 1 
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II. Schriftliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung 
Das Baugebiet BGl wird zum 
- Gewerbegebiet (GE) 
gemäß § 8 BauNVO erklärt. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
In Anlehnung an § 17 BauNVO werden für d^s • • 
te Baugebiet folgende Höchstwerte festgelegt: 
- Geschoßflächenzahl (GFZ) = 1,0 >>. 
- Zahl der Vollgeschosse (Z) = 3 . 

t * 
V C ? I? s> • 

Für die Grundflächenzahl (GRZ) gilt für das gesamte 
Baugebiet folgender Höchstwert: 
-GRZ =0,8 

•3 y a- 

3. Bauweise 
Im gesamten Geltungsbereich ist offene Bauweise ge¬ 
mäß § 22 (2) BauNVO vorgeschrieben. 

4. überbaubare Grundstücksfläche 
Die Nutzung der Grundstücke ist nur innerhalb der 
Baugrenzen und der gesetzlichen Bestirramungen zuläs¬ 
sig, auch wenn dadurch die in Ziffer 2. festgesetz¬ 
ten Werte nicht erreicht werden können. 
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5. Gestaltung der Bauten 
5.1 als Dachform sind Flachdach, Bogendach, Pultdach, 

Walmdach, Satteldach und Shed-Dach zulässig. 

5.2 Bei Walm- und Satteldach darf die Dachneigung 38 
Grad nicht übersteigen, 

5.3 Die Wandhöhe der Gebäude darf - bezogen auf die OK 
ErdgeschoP-Rohfußboden - 10 m, bei Flachdächern 12 m 
nicht übersteigen. 

Als obere Begrenzung der Wandhöhe gilt die 
Verschneidung mit der Dachhaut, ‘ V 

5.4 Gebäude sind so anzulegen, daß die OK Erdgeschoß- 
Rohfußboden nicht mehr als 1,00 m über dör St-raßen- 
achse liegt. 

6. Einfriedigungen 
6.1 Einfriedigungen sind bis zu einer Höhe voii 2,'00 rrt 

über dem fertigen Gelände zugelassen, 

6.2 Einfriedigungen und Bewuchs im Bereich von freizu¬ 
haltenden Sichtflächen an Straßeneinraündungen dür¬ 
fen 0,70 m Höhe über der Straßenachse nicht über¬ 
schreiten. 

7. Böschungen 

7.1 Böschungen, die durch Einschnitt oder Aufschüttung 
der Erschließungsstraßen entstehen, liegen in den 
Baugrundstücken. 
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7.2 Die Errichtung gegebenfalls erwünschter Boschungs- 
sicherungen oder Stützmauern geht zu Lasten des je- 
weilign Grundstückseigentümers. 

8. Grünordnung 
Der Bestand an Bäumen und Büschen in der ausgewie¬ 
senen Uferzone entlang dem Preibach ist zu sichern 
und zu pflegen. 

In der ausgewiesenen Pflanzzone sind je angefangene 
150 Grundstücksfläche mindestens ' ;; 
ein großkroniger.standortgerechter Baum und»- < . 
drei Büsche zu pflanzen. ^ 
Abgegangene Bäume und Büsche sind zu erss^tzfrn. 

9. Einschränkungen 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sjnd Gewer¬ 
bebetriebe zulässig, die 
1. folgende Beurteilungspegel, bezogen auf die 

Grenze des Grundstücks, in der die Schallquelle 
liegt, gemessen nach DIN 18 005, nicht über¬ 
schreiten: 
- 60 dB(A) zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr 
- 45 dB(A) zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr. 

2. keine Erschütterungen erzeugen, die über den 
Werten nach DIN 4150 (Vornorm) Teil 2 Tabelle 1 
Zeile 2 liegen. Die niedrigeren Nachtwerte gel¬ 
ten für die Zeit zwischen 22.00 Uhr und 6.00 
Uhr. Bezug ist die Grenze des Grundstückes, von 
dem die Erschütterung ausgeht, 
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dort wo nicht die Gefahr des Eintrags von 
Schadstoffen abgestellter Materialien in den 
Untergrund besteht, möglichst durchlässig gestaltet 
werden.Zur Befestigung von Wegen, Einfahrten etc. 
werden Rasengittersteine oder Pflaster mit großen Fugen 
empfohlen. 

10. Ver- und Entsorgungsleitungen 
10.1 Versorgungseinrichtungen nach § 14 (2) BauNVO, 

wie Kabelverteilschränke, Masten der öftcr.tliehen 
Straßenbeleuchtung und dergleichen, sind im gesam¬ 
ten Baugebiet zulässig. 

10.2 Versorgungseinrichtungen dürfen auch auf'den im, 
Bebauungsplan als "nicht überbaubar” ausgewieSdneh 
Flächen errichtet werden. i ^ ' 

10.3 Die Niederspannungs-Stromversorgung wird als Ka¬ 
belnetz ausgeführt. 

11. Grundstücksnutzung 
11.1 Die nach § 8 (3) BauNVO zu Wohnzwecken genutzte 

Teil fläche des Betriebsgrundstückes - bestehend 
aus der Gebäudefläche und den Außenanlagen - darf 
600 m^ nicht übersteigen. 

11.2 Mit dem Bau des betriebsbezogenen Wohnteiles darf 
erst nach Fertigstellung des gewerblichen Rohbaues 
begonnen werden. 

12.3.92 K/S//15.6.92 Wo/s//05,04.93/Wo/iS/04.08.93/Wo/s 

- SATZ-05 - 
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1.0 Allgemeines 
Am westlichen Ortseingang der Stadt östringen, nördlich 
der Einmündung der Kraichgauer Weinstraße in die B 292, 
liegt das Gewann "Zulaß". Die Grundstücke werden land¬ 
wirtschaftlich, als Wiesen oder als Kleingärten ge¬ 
nutzt . 

Ansiedelungspläne eines den Rahmen des ausgewiesenen 
Gebietes überschreitenden Speditionsbetriebes sind der 
Anlaß dafür, die rechtsverbindlichen Festsetzungen für 
eine geregelte Nutzung und die rechtlichen Vorausset¬ 
zungen für die Erschließung der Erweiterungen des Ge¬ 
werbegebietes "Zulaß" zu schaffen. 

Daher hat der Gemeinderat der Stadt östringen in seiner 
Sitzung am 10.3.1992 die Aufstellung.des^ 

Bebauungsplanes "ZÜLASS", Wderuög und Ergänzung 
beschl ossen. • • >»• • ’ * * 

2.0 Städtebauliche Situation 
2.1 Lage ' I 
Das Planungsgebiet wird begrenzt’durdH ^cfeVi Freibach im 
Norden, das bestehende Gewerbe^eiiet '"Zulaß" im Osten 

* ’ * .1 -i i 4 

und Südosten. Die Grenze im Westenjund .Sföiwesten gegen 
die landwirtschaftlich und kleingä'r’tnerisch genutzte 
Feldflur folgt weitgehend den bestehenden Flurstücks 
grenzen. 

2.2 Flächen 
Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes 
umfaßt eine Fläche von 10.240 m^. 
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verkehtsflächen, straDen und Geh»ega „etoen 
/üo in Anspruch, 

Der in öffentlichem Besitz verbleibende Teil der Grün- 
fUche entlang des Preibaches so»ie der Freibach selbst 
^fassen 1.550 mt. Der änteil der öffentlichen Fläche 
etragt damit 22,0 %, »orin 6,8 % Verkehrsflächen ent- 

halten sind. 

Das verbleibende »ettobanland nmfaBt eine Fläche von 
/.yao entsprechend 78,0 %. 

Von der Planung sind insgesamt 34 Flurstücke betroffen 
Vier der Flurstücke sind öffentliche Wege und Straßen/ 
TrTn'i V. " F^^eibach. Elf Grundstücke sind landwirt¬ 
schaftlich genutzt, 18 als Kleingärten. 

Insgesamt sieben Grundstücke wirden nlr teilweise von 
der Umlegung erfaßt, 

2,3 Bedürfnisse " ' 

Dia Änderung und Er.aiternng d*"bVstahlndan Babauungs- 
planas folgt den Erfordernissen einer-yiiedlungswilli- 
gen Speditionsfirma, die ihren Siljlund.ilir Betriebsge- 

- i T/" Si««“?9=Dftvetes hat. Im 
lick auf das Verkehrsaufkommen-Sird die HauptstraSe 

Verkehrsbewegungen im Schwerlastbereich entlastet. Der 
Weg zur Autobahn tangiert einige Wohngebiete, verläuft 
jedoch über Umgehungsstraßen, 
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'^gesichts einer Größe des Planungsgebietes von etwas 
gjg I jja sind keine sozialen oder kulturellen Ein¬ 

richtungen erforderlich. Das Gewerbegebiet soll auch 
in untergeordnetem Maße dem ständigen Aufenthalt 
Menschen dienen. 

Nutzung 
das Gebiet **Zulaß" ist eine gewerbliche Nutzung 

»orgesahen. Das gesamte Pianungsgebietes wird als Ge- 
«erbegebiet aiisgewiesen im Sinne der Baunutzungsverord- 
ttung« Als Nutzungs-Einschränkung sind die niedrigeren, 
fär Hi schgebiete geltenden Höchstwerte der Lärmbela¬ 
stung festgeschrieben, die mit 60 dB(A) bei Tag und 45 
dB{A) bei Nacht um 10 bzw. 5 dB{A) über den in der DIN 
18 005 für reine Wohngebiete festgelegten Höchstwerten. 
Bei den räumlichen Gegebenheiten ist .dAvnn auszugehen, 
daß selbst unter Ausnutzung der im Pl?anungsgebiet zu¬ 
lässigen Höchstwerte die Situatjioh-in* dpn* nordwestlich 
benachbarten Wohngebieten nicht wiesenrHich ungünstiger 
wird, als derzeit. , , r’. 

I » * • • j» • 
j •;» •<* -i» 

Innerhalb der gesetzlichen Greniz^ätändl und der ange¬ 
gebenen Baugrenzen ist eine freie’BebaauflO nach den be¬ 
trieblichen Erfordernissen zugelaksi^ni’ Die zulässige 
Grundftächenzahl von 0,8 im Gewerbegebi^t »entspricht 
dttn in der Baunut zungsverordnung’festgeiegten Höchst¬ 
wert, die Geschoßflächenzahl von 1,0 liegt im Gewerbe - 
Bereich bei drei zulässigen Geschossen deutlich darun¬ 
ter. Zulässig nacH der Baunutzungsverordnung wäre eine 
OeschoB flächen zahl von 2,0. 

5-. 
i: 

i 
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Um eine in erster Linie gewerbliche Bebauung zu er¬ 
reichen, wird für den Bau von ausnahmsweise zulässigem 
Wohnraum nach § 8(3) BauNVO die Pflicht zum gleichzei¬ 
tigen Errichten der gewerblich genutzten Gebäude auf¬ 
erlegt. Dadurch soll einer Nutzung von Gewerbegrund- 
stücken als kostengünstige Wohnbaugrundstücke begegnet 
werden. 

Die Begrenzung des Flächenanteils für die für Wohnzwek- 
ke und Nebenanlagen nutzbare Grundstücksfläche wird auf 
600 m^ festgelegt. Dadurch wird für ein von Betriebsge¬ 
bäuden baulich getrenntes Wohngebäude ausreichend Platz 
zur Verfügung gestellt. Andererseits wird die Anlage 
eines Hausgartens ermöglicht, der eine wünschenswerte 
Auflockerung in die sonst eher großflächig strukturierte 
Bebauung und Nutzung bringen soll. 

t t g u t t 
t t * i » * 

I 
» 

4.0 Verkehrserschließung 
Das Gewerbegebiet wird im Süden direkt* ah die B 292 an¬ 
geschlossen. :..i. i ‘ 

] 4 * * * 

Die innere Erschließung erfolgt! ‘ü'b'e'r eine Stichstraße, 
die mit einer Fahrbahnbreite von '6,50*Ämtern, bei beid- 

. I . J M 

seitig angeordneten Gehwegen voh Ijewells 1,50 Meter 
Breite, ausgebaut werden soll. ^ * i ;! 

( >e > 

Auf die Anlage einer Wendeschleife, die für Lastkraft¬ 
wagen hätte ausgelegt werden müssen, wurde aus Platz¬ 
gründen und in Hinsicht auf eine später möglicherweise 
erfolgende Erweiterung nach Westen verzichtet. Soweit 
nicht in den angeschlossenen Grundstücken gewendet wer¬ 
den kann, können Wendemanöver auf der inneren Kreuzung 

5 
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bei der zu erwartenden geringen Verkehrsstärke und den 
kurzen und übersichtlichen Straßenabschnitten verant¬ 
wortet werden. Die Ausrundungsradien der Kreuzung wur¬ 
den entsprechend angelegt. 

5.0 Wasserversorgung 
Um dem möglicherweise erhöhten Wasserbedarf im Gewerbe¬ 
gebiet gerecht werden zu können, wird eine Versorgungs¬ 
leitung der Nennweite DN 150 mm verlegt. Aufgrund der 
geplanten Straßenführung, einer Stichstraße, erfolgt 
die Versorgung über ein Verästelungsnetz. Bei einer 
späteren Erweiterung kann ein Ringschluß der Wasserver¬ 
sorgungsleitung vorgenommen werden. 

Das Planungsgebiet wird der Tiefzone des Wasserversor¬ 
gungsgebietes der Stadt östringfen zugeordnet. Der Ruhe¬ 
druck beträgt 195,0 m ü.NN. Öie GeJändehöhe im Planungs 
gebiet beträgt etwa 140,0 m fhNN? DÖiJ'Ruhedruck mit 5,5 
bar für durchschnittlichen Bedarf, Mer bei dreigescho- & <> <:• K- 

ßiger Bebauung mindestens 3,|,bÄK betträgen soll, ist 
ft; ä) ft ?!• 

somit ausreichend. 

6.0 Kanalisation ‘ ft, 
Das Planungsgebiet liegt am vritetten Efi,d^ des Hauptsamm¬ 
lers der Stadt östringen. Eine Entsorgung im Mischsy¬ 
stem bietet sich an. Eine Anschlußmöglichkeit an den 
Hauptsammler besteht am Ende des derzeitigen Sammlers 
im Knotenbereich der Erschließungsstraßen. 
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Die Tiefenlage des Hauptsanmilers erlaubt eine Stra|3en- 

serunr^s^r^ vollständige Hofentwäs 
anopl^'f ^T derzeitigen Geländeniveau angelegt werden soll, 

“ü .t»a 140,0 
" u.m, die Sohlhohe im Soechlußschaoht an den Hanpt- 
sannler DN 1100 liegt bei 138,20 m ü.m. 

M>\er E'-^rtliepung den Oenerbege- 
bieten Schenkloch III angesprochenen Möglichkeit der 

rsickerung von Regennasser ist nur ln begrenstem Om- 
fng^oglich. Einerseits ist auf generblich genntsen 
achen mit einer Verschmutzung des »iederschlagsnas- 
S zu rechnen, andererseits ist der anstehende 

seL“Z’mif'h Ü" ““ü'" zusammen- 
zung mit hohen Lehm- und-ToiTanteiTeh zur Versicke¬ 

rung von größeren »assermengen nicht geeignet. 

Für die ordnungsgemäße, unschädlicheintsorgung von 
spezifisch verschmutztem .siöd'einerseits Maß¬ 
nahmen auf dem,entsprechenden Grundstück zu treffen 

andererseits müssen beispielsweise den ,Abläufen von'be- 

K ö!-:-d:^lizinabscheider 
nachgeschaltet werden. ’ 

7.0 Wasserwirtschaft 

to Fraibach entlang „ird ein 5 Meter breiter Streifen 

schaff* “gelegt, der der Bachbewirt¬ 
altung dienen und die Gewerbeflächen vom Freibach 

und seinem Randbewuchs trennen soll. 

14



7 

Wegen des vorhandenen Bewuchses der Bachränder und der 
steilen Böschungen des Bachprofils, darf dieser Bereich 
nicht mit schweren Fahrzeugen befahren werden. Weitere 
fünf Meter in den anschließenden Grundstücken sind von 
der Bebauung freizuhalten, so daß am Freibach entlang 
ein 10 Meter breiter Streifen verläuft, in dem sich der 
Übergang von der Bebauung zur Natur vollziehen wird. 

8.0 Andere Versorgungseinrichtungen 
Eine Trafo-Station wird im Planungsgebiet, falls erfor¬ 
derlich, in Absprache mit dem Badenwerk angeordnet. 

Für die Niederspannungs-Stromversorgung wird ein Kabel- 
netz vorgeschrieben, um die aus vielerlei Gründen gera¬ 
de in einem Gewerbegebiet unerwünschten Freileitungen 
zu vermeiden. , „ . 

9.0 Grünordnung ^ * 
9.1 Rahmenbedingungen ^ ' i ’l 

Das Planungsgebiet liegt am Westrand von Östringen, in 
der Talaue des Freibach, zwischen dere bereits er¬ 
schlossene Gewerbefläche, Freibach und 0 292. Das Ge¬ 
lände ist nach Norden, zum FreiJjaphihin, geneigt, der 
Höhenunterschied zwischen höchstem (14^ m^ü.NN) und 
tiefstem Punkt (139 m ü.NN.) im Planungsgebiet beträgt 

3 Meter. 

8 
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9.2 Bestand 

«"heitliches Oanzes Intensiv Undwirtschatt 

nit*t l"h «äPe kleingärtnerisch ge- 
ren wurden vorhandene Geländestruktu¬ 
ren wurden egalisiert. Ein ausgesteinter Wasserlauf auf 
der westlichen Orense des Planungsgebietese ist durch 
diverse BaumaSnalmen schon lange trocken gefallen ein 

fMjich‘‘de'r''J“"wK"''"''” «'ilä^tengrundstücke 

bereiches haben einen überalterten, wenig gepflegten 
au. es and^ Oie .eisten Kleingartengrundstlke werdl 

jedoch für den Ge.üseanbau genutzt, sie sollen in der 

u^fwäh *>‘«i!>'".ial.<al>l ihre Nähe 
en age ezuglich der verkehrsreichen B 292 Be- 

Eln Ih t": “"” nahelegt, 
ne Schutzpflanzung von Büschen'ist‘Äe^en der freizu- 

,u dl n - Knotenpunkt linc Ausfahrter 
auf^diegB 292 aus verkehrsrechtlichen Äden nicht 

c 

*■ •.# <■} -;> .y 

Der Bachlauf des Ereibach wurde änthropogen überformt, 
der tief eingeschnittene WasserlauD wurde, durch An¬ 
schüttungen von beiden Dferseiten bis in den Sohlenbe- 
eich hinein «er wieder verändert. Den Bachlauf be- 

auf Id ““ d ^ "tlen, die, soweit sie 
f oder in der Boschungskrone wachsen, diese teilweise 

^öookan weist der 
Bachlauf keine erhaltenswerten Merkmale auf. Uber die 
a:.a:sergüte des Ereibaches kann keine Aussage gemalht 
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9.3 Planung 
9.3.1 Pflanzzone 

Das Planungsgebiet grenzt das Gewerbegebiet gegen die 
bestehende Nutzung als Kleingartengelände und die Land¬ 
wirtschaf ab. Da es sich um ein Gewerbegebiet handelt 
scheinen weitergehende Auflagen hinsichtlich einer Ein¬ 
grünung nicht zweckmäßig, die Landesbauordnung schreibt 
die innere Durchgrünung in § 10 fest. 

Zur Nutzung des nördlichen Bereiches des Planungsgebie¬ 
tes, zwischen Erschließungsstraße und Freibach, ist die 
Rücknahme eines Pflanzgebotes aus dem Bebauungsplan 
"Zulaß" erforderlich. Dieses Pflanzgebot würde das neu 
entstehende Grundstück teilen und so eine gewerbliche 
Nutzung erschweren, wenn nicht gar unmöglich machen. 

* t i t i 

Die Stadt östringne beabsichtigt, in. Rahmen der 
Fortschreibung des Flächennuti^nngsplanes das Gewerbe¬ 
gebiet nach Westen abzurunden b?w. zu erweitern. 

Am endgültigen Westrand der Bebauung soll ein Pflanz¬ 
streifen von mindestens 8 - m ( Pflanzgebot } 
ausgewiesen werden, um einen naturnabe,-v Übergang mit 
Baum - und Strauchbestand zur ,fr;ei.en Feldflur zu 
gewährleisten, . ; , 

10 
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9.3.2 Preibach 

Der an der Nordseite des Planungsgebietes entlangflie- 
|3ende Freibach erhält auf seiner Südseite eine 10 Meter 
breite Pflanzzone, die von jeder anderen Nutzung ausge¬ 
schlossen wird. 

Die dem Bachlauf folgende Grünzone verbleibt im öffent¬ 
lichen Eigentum. Bei Bedarf kann von diesem Gelände¬ 
streifen aus das Gewässer bewirtschaftet werden. Der 
vorhandene Bewuchs soll erhalten bleiben und durch bo¬ 
denständige Bäume und Gehölze ergänzt werden. Bei Be¬ 
darf sind abgängige Bäume und Sträucher zu ersetzen. 
Der bachbegleitende Bewuchs dient neben seiner ökologi¬ 
schen Funktion auch als optische Markierung des Bach¬ 
laufes. Eine Verbesserung des teilweise unbefriedigen¬ 
den Zustandes des südlichen Uferstreifens ist zu erwar¬ 
ten, da künftig keine unzulässigen Ablagerungen mehr 
stattfinden dürften. 

10. Emissionen 
Da das Planungsgebiet in einigem Abstand zur Wohnbe¬ 
bauung liegt und für den Bebauungsplt-n "ZulaO" Festle¬ 
gungen hinsichtlich der Lärmentwicklung festgeschrieben 
wurden, sollen auch in diesen Bauabschnitt die gesetz¬ 
lich festgelegten Höchstwerte für Mischgebiete angewen¬ 
det werden. 

Eine gewisse Abschirmung zur Wohnbebauung hin wird 
durch den dem Freibach folgenden Bewuchs erfolgen. In¬ 
wieweit diese Abschirmung auch in der vegetationslosen 
Zeit zu erzielen ist, kann nicht festgelegt werden. 

^ 0^ /ffj 
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